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Landesregierung hat Blick
für die Realität verloren
Zum Artikel „Land gibt Geld für
Marpinger Maria“ (12. Juli)

Hat die Landesregierung nun wirk-
lich jeden Bezug zur Realität verlo-
ren? Nicht einmal der frühere Bi-
schof von Trier hielt die Mariener-
scheinungen von Marpingen für
real. Warum sonst lässt der Be-
richt, der extra dafür einberufenen
Prüfungskommission, noch immer
auf sich warten? Und für so eine
fragwürdige Geschichte gibt das ar-
me Saarland 900 000 Euro aus.
Und was für ein dubioser Touris-
mus soll da gefördert werden? Eine
Gemeinde erhält fast eine Million
Euro für Toilettenanlagen und
Parkplätze für Pilger, während an-
derswo um jeden Euro gerungen
werden muss. Eine wahrhaft
christliche Tat, Herr Georgi, Herr
Jacoby und Herr Müller. Wenn Sie
Geld zu viel haben, hätten sie doch
mal ihren Kollegen Schreier fragen
können. Der sucht angeblich jeden
Cent und weil er keinen findet,
muss er ein sehr beliebtes Theater
in St. Arnual schließen. Wer Thea-
ter haben will, kann sich ja das
Theater im Härtelwald ansehen.
Karin Basters, Saarbrücken 

Das Saarland – dem 
Himmel so nah
Einerseits ein hoch verschuldetes
Bundesland, das ins neue Schuljahr
mit unwiderruflichen Schulschlie-
ßungen einsteigt. Andererseits
900 000 Euro an Landesmittel
zum Ausbau der Marpinger Wall-
fahrtsstätte. Fazit: Das Saarland –
dem Himmel so nah.
Elisabeth Däuber, Quierschied 

Die clevere Art, mühelos
Steuergelder zu kassieren
Ich sehe was, was Du nicht siehst,
so geschehen im Härtelwald von
Marpingen. Am richtigen Ort zum
richtigen Zeitpunkt etwas �Mysti-
sches“ erkennen und das vermut-
lich Gesehene den richtigen Leu-
ten zu Gehör bringen: Dies ist eine
ausgesprochen clevere Art sich aus
Steuermitteln mühelos viel Geld
(900 000 Euro) zu beschaffen.
Paul Kirch, Friedrichsthal 

Finanzmittel des Landes
werden veruntreut
Ich bin Protestant, aber voller Res-
pekt für die Marienverehrung der
Katholiken. Solange der Bischof
aber die Seriosität der Marpinger
Erscheinungen noch nicht bestä-
tigt hat und Psychologen auch hys-
terische Wahrnehmungen für mög-
lich halten, werte ich die Förde-
rung mit 900 000 Euro als (wahl-
taktische?) Veruntreuung von
Steuergeldern. Der gleiche Minis-
ter, der sich hier zum großzügigen
Förderer einer ungewissen christli-
chen Kultur macht, stampft erheb-
liche Teile einer seriösen Breiten-
kultur (Schulen, Theater, Frauen-
bibliotheken und Kindergärten)
wegen angeblich zwingender Fi-
nanzknappheit ein. Sind wir nur
noch Wirtschaftsobjekt und
Stimmvieh einer unchristlichen
Macht- und Finanzpolitik, die uns
als Menschen aus den Augen verlo-
ren hat? Darum empfinden immer
mehr Bürger den Zustand unserer
politischen Kultur als trostlos und
fühlen sich in unserem Gemeinwe-
sen nicht mehr geborgen. 
Professor Karl Richter, 
St. Ingbert 

Hat Maria schon einen
neuen Termin mitgeteilt?
Ich kann es mir nicht erklären,
dass das Saarland 900 000 Euro in
der bekannterweise leeren Kasse
gefunden haben soll und jetzt kei-
ne andere Verwendung dafür hat,
als sie für den Ausbau der �Marien-
Erscheinungsstätte“ in Marpingen
auszugeben. Es sind auch meine
Steuern, die hier sinnlos ver-
schwendet und verschleudert wer-
den. Was passiert eigentlich, wenn
der �Spuk“ dort nicht mehr auf-
taucht? Oder hat Maria schon ei-
nen neuen Termin mitgeteilt? Wer
übernimmt die Verantwortung für
den kostenträchtigen Planungs-
schaden, wenn die �Antreiber“ zur
Besinnung kommen? Oder wird
der Platz dann in eine Gokart- oder
Mountainbike-Bahn umgewandelt?
Mit kirchlichem Segen und Finan-
zierung aus Steuermitteln? Mich
wundert es zwar nicht, aber es ist
schon komisch, dass sich die Kir-
che immer noch nicht zum Thema
Marpingen abschließend geäußert
hat. Es wäre an der Zeit, die paar
Irregeleiteten auf den normalen
Pfad zurückzuholen. Gleichzeitig
sollte aber auch die Möglichkeit
geschaffen werden, politisch Ver-
antwortliche, die mit den Geldern
der Allgemeinheit so verantwor-
tungslos umgehen, persönlich haft-
bar zu machen.
Robert Kurt, Wallerfangen 

Ein Wunder als Ultima
Ratio für die Politik?
Keine Mittel für das Saarbrücker
Theater St. Arnual, im Land wer-
den Grundschulen geschlossen –
das arme Saarland muss sparen.
Wie Hohn muss es auf den ver-

wunderten Steuerzahler wirken,
wenn er jetzt von Wirtschaftsmi-
nister Hanspeter Georgi erfahren
muss, dass 900 000 Euro nach
Marpingen fließen. Damit sollen
beispielsweise dubiose Gnaden-
quellen neu angelegt und eine Ste-
le mit goldener Kugel errichtet
werden, zu Ehren einer Madonna
in Weiß, die im Jahre 1999 drei
�Auserwählten“ erschienen sein
soll. Ein Wunder als Ultima Ratio
für die Bürger unseres verschulde-
ten Ländchens oder als letzte Hoff-
nung, auf die unsere Landesregie-
rung setzt?
Doris Beck-Schtoum, Bous und
Lilly Schumann, Saarbrücken 

Einige wenige Leute
wollen sich bereichern
Heiner Geißler möge mir verzei-
hen, wenn ich mich an seinen
Buchtitel �Was würde Jesus heute
sagen?“ anlehne und die Frage stel-
le: Was würde Maria heute sagen?
Angesichts der Tatsache, dass wir
beispielsweise am Schulwesen
dringend einige Millionen einspa-
ren müssen und auch bei den Leh-
rern den Rotstift ansetzen, mutet
es doch geradezu grotesk an, dass
im Marpinger Härtelwald letztlich
Millionen an Landes- und Kommu-
nalmittel aufgewendet werden sol-
len, um eine Kultstätte aufzubau-
en. Deren Sinn kann nur darin lie-
gen, dass sich einige wenige Leute
an dem eventuell zu erwartenden
Pilgerstrom, der anreist, um die
vergoldete Kugel zu bewundern,
bereichern können. Maria würde
sagen: �Verehren und anbeten
könnt Ihr mich jederzeit und über-
all. Gebt die Millionen lieber sinn-
voller aus.“ Da bin ich mir sicher.
Edgar Thies, Oberbexbach 

MARPINGEN

Zehntausende kamen 1999 in den Marpinger Härtelwald, nachdem drei angebliche Seherinnen Visionen von der Gottesmutter hatten. Foto: ATB

OSKAR LAFONTAINE

Fremdarbeiter ein
ganz normaler Begriff
Zum Artikel „CDU will Oskar
Lafontaine von Schlapphüten
beschatten lassen“(6. Juli)

Es ist erstaunlich, was in ein ganz
normales Wort wie Fremdarbeiter hi-
nein interpretiert wird. Das Wort sagt
nichts anderes als �fremder Arbeiter“.
Ein Fremdarbeiter ist kein Gastarbei-
ter, denn diese werden zum Arbeiten
in unser Land eingeladen. In anderen
Ländern ist das Wort Fremdarbeiter
ein ganz normaler Begriff. Warum
dürfen wir Deutsche nicht ein Wort
aus dem deutschen Sprachschatz aus-
sprechen, ohne dass jemand etwas
Bösartiges darin sieht. Dass das Nazi-
regime Fremde als Zwangsarbeiter
beziehungsweise als Sklaven miss-
brauchte und sie Fremdarbeiter
nannte, macht das Wort nicht
schlecht. Schlecht sind die, die etwas
Böses aus dem Wort machen. Leider
ist es normal, dass Worte missbraucht
werden. So bezeichnen sich viele zum
Beispiel als sozial, christlich, demo-
kratisch und sind genau das Gegen-
teil. Wahlkampf kann man auch ma-
chen, ohne andere zu desavouieren. 
Heinz J. Konter, Losheim am See 

Neutralität einen 
Bärendienst erwiesen
Zum Artikel „Lafontaine durfte in
Wittlich nicht begrüßt werden“ 
(5. Juli)

Liberal gleich freiheitlich. Der Bür-
germeister von Wittlich hat vorge-
macht, was darunter zu verstehen ist.
Er hat sich nämlich die Freiheit ge-
nommen, den öffentlich Bediensteten
nachgesagten Anstand in seiner häus-
lichen Besenkammer einzusperren.
Oder sollte es der Ärger gewesen sein,
dass nicht er persönlich als Laudator
oder Grußonkel eingeladen war? Da
findet eine Ausstellung eines weltbe-
kannten Künstlers in seinem Pro-
vinznest Wittlich statt und der Bür-
germeister lehnt offenbar aus Angst
(wovor auch immer!) die Begrüßung
des ehemaligen SPD-Vorsitzenden ab,
während er Parteifreund Gerhard von
der FDP, der auch ehemaliger Bun-
desvorsitzender ist, jetzt aber in einer
Merkel-Westerwelle-Koalition mi-
nistrabel sein soll, selbstverständlich
begrüßen würde, wenn er gekommen
wäre. Nun haben die Umstände dafür
gesorgt, dass diese liberale Freund-
lichkeit gar nicht erst zum Tragen ge-
kommen ist, da Lafontaine nicht an-
wesend sein konnte. Was aber hat der
Bürgermeister erreicht? Er hat sich
und der berühmten Stadt Wittlich ei-
nen Bärendienst erwiesen. 
Werner Haas, Wadern 

Moralischer Entrüstung
fehlt die Grundlage
Zur SZ-Analyse „Ist ,Fremdarbeiter� ein
Nazi-Begriff?“ von Norbert Freund
(12. Juli)

Die Analyse ist ein Lichtblick in der
derzeitigen Medienlandschaft: sach-
lich, gründlich und, was nicht mehr
selbstverständlich zu sein scheint,
unabhängig. Es gibt zurzeit einen
publizistischen Wettbewerb darin,
Oskar Lafontaine zu diskreditieren.
Seine politischen Äußerungen schei-
nen da weniger geeignet zu sein. Des-
halb konzentriert man sich auf Be-
langlosigkeiten und Nebensächliches.
Keine Zeitung, die nicht ausführlich
über seinen Gartenzaun berichtet
hätte, unzählbar die Kommentare zu
seiner Verwendung des Wortes
�Fremdarbeiter“ (was nebenbei bei
Otto Schily niemandem auch nur eine
Anmerkung wert gewesen ist). Der
Autor zeigt, dass dieser moralischen
Entrüstung die Grundlage fehlt. Er
entlarvt damit das eigentliche Ziel
der scheinheilig Empörten: die De-
montage einer Persönlichkeit, die der
politischen Klasse wohl unbequem
werden könnte. 
Dr. Helmut Rossbach, Saarbrücken 

Lieber an der Lösung
der Probleme mitarbeiten
Zum Leserbrief „Zur
Fremdenfeindlichkeit nur noch ein
Katzensprung“ von Claus Lehnen,
Großrosseln (13. Juli)

Werter Herr Lehnen, Sie wollen Be-
griffe und Meinungen verbieten, das
Demonstrationsrecht wurde bereits
geändert, dann folgt das Verbot unge-
liebter Parteien, danach die Ein-
schränkung der Pressefreiheit – und
schnell ist es aus mit Ihrer �Demo-
kratie“. Die Argumentationsstrategie,
alles �Deutsche“ in eine nationalso-
zialistische Ecke zu schieben, hat
zwar bisher bei Bürgern Eindruck
hinterlassen, bröckelt aber. Statt sich
wegen des Begriffs �Fremdarbeiter“
so zu engagieren, sollten Sie lieber an
der Problemlösung mitwirken. Fakt
ist: Immer mehr Fremdarbeiter über-
nehmen deutsche Arbeitsplätze. 
Andreas Thies, Püttlingen 

IRAK

Ohnmächtige Wut in 
der muslimischen Welt
Zum Artikel „USA geben Folter von
Gefangenen zu“ (25./26. Juni)

Nach den neuerlichen Folter- und
Misshandlungs-Meldungen aus dem
US-Gefangenenlager Guantanamo
spitzt sich die Diskussion um den
Umgang mit Terror-Verdächtigen zu.
Forderungen, die Haftbedingungen
von Experten des internationalen Ro-
ten Kreuzes und Amnesty Internatio-
nal untersuchen zu lassen, will man
nicht zulassen. Dass das internationa-
le Komitee vom Roten Kreuz und
Amnesty International wiederholt
scharfe Kritik am US-Lager auf Kuba
formulierten, passt der amerikani-
schen Propaganda gar nicht in den
Kram. Ohnmächtige Wut provoziert
die USA in der muslimischen Welt
mit der menschenunwürdigen Vorge-
hensweise im Gefangenenlager Guan-
tanamo, Abu Ghraib und in Afghanis-
tan. Die Gefangenen in Guantanamo
sind schlimmsten sexuellen Erniedri-
gungen ausgesetzt – was verschwie-
gen wird. Es geht nicht um eine
Handvoll Soldaten, die ihre Dienst-
pflichten verletzten und sich falsch
verhalten. Es geht um politische Ent-
scheidungen der Bush-Administrati-
on. Diese Entscheidungen schufen
ein Klima, in dem solche Misshand-
lungen erst möglich wurden.
Agnes Berend, Saarbrücken 

Jeder Tropfen Blut geht 
auf das Konto der USA
Zum Artikel „Irak: USA rechnen mit
langem Kampf“ (28. Juni)

Wir erinnern uns, wenn wir es wol-
len: Vor dem Überfall der USA auf
den Irak herrschte dort Ruhe. Viel-
leicht nur eine Friedhofsruhe. Jetzt
herrscht dort Anarchie, die allein die
USA zu verantworten haben. Jeder
Tropfen Blut, der vergossen wurde
und täglich wird, geht auf das Konto
der USA. Bush hat sich in der Reihe
der größten Verbrecher der Mensch-
heit mit dem Blut unschuldiger Men-
schen einen Spitzenplatz erobert.
Und das alles im Namen der Demo-
kratie und Freiheit. Die ganze Welt
schaut zu: Sprachlos, regungslos,
schamlos. Das ständige Predigen über
die Einhaltung der Menschenrechte
ist blanker Hohn, siehe Guantanamo.
Ist nicht Merkel zu Herrn Bush ge-
reist, um dem obersten Folterknecht
den Rücken zu stärken? Wie heißt es
in der Bibel: �An ihren Früchten wer-
det Ihr sie erkennen.“
Ewald Burgard, Homburg

MEHRWERTSTEUER

Politischer Sinneswandel
bei den Unions-Parteien
Zum Artikel „Union erntet Kritik an
Mehrwertsteuer-Plänen“ (12. Juli)

Da haben CDU/CSU und FDP seiner-
zeit und immer wieder die Ökosteuer
mit großer Entschiedenheit verteu-
felt. Auch, weil damit das Autofahren
der kleinen Leute verteuert würde.
Jetzt muss man mit Verwunderung
feststellen, dass man im Falle des
Wahlsieges nicht beabsichtigt, diese
teuflische Ökosteuer wieder abzu-
schaffen. Nein! Man greift zum glei-
chen Rezept, und erhöht nun die
Mehrwertsteuer, um damit die Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung
senken zu können. Ist das wirklich
was anderes als bei der Ökosteuer? 
Werner Fried, Neunkirchen 

WINDKRAFT

Auch größerer Effekt bei
Kohlendioxid-Vermeidung
Zum Artikel „Wachsender Protest
gegen Windkraft im Saarland“ 
(10. Juni)

Jede Umdrehung eines Windrades
vernichtet rund fünf Cent Volksver-
mögen. So interessant Windenergie
in Einzelfällen sein mag, so ökono-
misch sinnlos ist der auf rot-grünem
Mist gewachsene Windkraft-Unfug,
von der Landschafts-Zerstörung und
Umweltbelastung ganz abgesehen.
Die meisten Windanlagen erzeugen
im Lauf ihrer Lebenszeit nicht einmal
die Energiemenge, die zu ihrer Her-
stellung benötigt wurde. Und das ein-
gesetzte Kapital hätte beim Ersatz al-
ter Kraftwerke durch moderne Anla-
gen einen zwei bis drei Mal so hohen
Effekt hinsichtlich Energiesparen
und Kohlendioxid-Vermeidung (nicht
Schwefeldioxid wie irrtümlich in den
Leserbrief am 12. Juli hineinredigiert
worden war. d.Red.). 
Rudolf Sprickmann Kerkerinck, 
Saarbrücken-Bübingen 

Und was ist in 
windstillen Zeiten?
Es ist sehr bedauerlich, dass Betroffe-
ne, die stark unter dem �menschen-
verachtenden Steinkohlebergbau“ lei-

den, sich auf diese Art und Weise für
die Windkraft aussprechen. Niemand
von diesen Damen und Herren hat
dauerhaft oder auch nur ein einziges
Mal in der Nähe der Rotoren leben
müssen. Es wird nicht zur Kenntnis
genommen, dass die Windmühlen
nur dann Strom erzeugen, wenn der
Wind weht. Dies ist aber definitiv nur
an 77 Tagen im Jahr der Fall. Wie sol-
len die Kühlschränke und Fernsehge-
räte laufen, wenn an 288 Tagen kein
Wind weht? Dass in Deutschland
Kohle-, Gas- und Kernkraftwerke pa-
rallel zur Windenergie mitlaufen
müssen, um in windstillen Zeiten so-
fort einzuspringen, um die Stromver-
sorgung zu gewährleisten, wird ein-
fach nicht zur Kenntnis genommen. 
Gisela Staudt, Beckingen 

AFRIKA

Muttermilch verringert 
die Kindersterblichkeit
„Stilles Massensterben in Afrika ein
Skandal“ (1. Juli)

Die hohe Kindersterblichkeitsrate in
Afrika muss mit allen Mittel be-
kämpft werden. Ein geeignetes Mittel
neben Impfkampagnen, Vitamin-A-
Gaben und Mückennetzen ist die Er-
nährung mit Muttermilch. Da der
mütterliche Organismus Abwehrstof-
fe gegen Krankheiten wie Malaria,

Durchfall, Lungenentzündung bildet,
hat das Kind von Geburt an einen ho-
hen Schutzfaktor. Flaschennahrung,
die als Alternative in Frage käme,
kann diesen Vorteil nicht bieten und
ist für viele Frauen in Ländern des
Südens nicht realisierbar. Die Kosten
für diese Babynahrung sind sehr hoch
und der Zugang zu reinem Wasser
und zu Brennstoff – als wichtige Vo-
raussetzung für die Zubereitung der
Babynahrung – ist oft nicht vorhan-
den. Zum Thema Aids sollte man wis-
sen, dass ein Drittel der HIV-positi-
ven Kinder vermutlich bereits im
Uterus und ein weiteres Drittel bei
ihrer Geburt infiziert werden. 
Dora Schweitzer, 
Spiesen-Elversberg 

GEBÜHREN

Wo bleibt der Aufstand 
der Bürger?
Zum Leserbrief von Peter Wachtel
„Sparen wird mit höheren Preisen
belohnt“ (30. Juni)

Der Leserbrief spricht mir aus der
Seele. Wir, das Volk, werden von so
genannten Managern in Politik und
Wirtschaft verarscht. Wo bleibt der
Aufstand des Volkes, wo bleiben die
Mahner, wo bleibt die kritische Pres-
se? Der �deutsche Michel“ ist ein be-
häbiger, verschlafener und leider

auch sehr bequemer Zeitgenosse.
Dieses Volk müsste mal aufstehen
und mit aller Macht zeigen, dass es so
nicht mehr weitergehen kann. Das
Beispiel der höheren Gebühren für
Wasser, Müll und Strom von Peter
Wachtel spricht Bände. Wenn man
hier alles auflisten würde, käme eine
Horrorfibel heraus. 
Karl Kindling, Quierschied 

KIRCHE

Papst sollte auch andere
Lebensformen akzeptieren
Zum Leserbrief „Neubesinnung auf die
christlichen Wurzeln“ von Marga Jung
(15. Juni)

Marga Jung aus Nalbach beglück-
wünscht Papst Benedikt XVI. zu der
weiteren Ablehnung der �Homo-Ehe“
und führt den gerne zitierten �christ-
lichen Werteverfall“ an. Frau Jung ge-
hört leider zu den ewig Gestrigen, die
oft bewusst verdrängen, dass sich vie-
les in einem Leben verändern kann,
auch Lebensformen. Dadurch wird
ein Mensch jedoch nicht �weniger
christlich“. Seltsamerweise stellt sich
die Kirche gegen den erwähnten Per-
sonenkreis und hat gleichzeitig keine
Skrupel, von diesem Kirchensteuern
oder Spenden einzuziehen. Wer
Schlechtes dabei denkt . . .
Daniela Wagner, Bechhofen 

SPAREN

Der kleine Mann 
muss kräftig bluten
Zum Artikel „Schröder hat uns einiges
zugemutet“ (7. Juni)

Es wird gespart in Deutschland: Bei
Renten, Arbeitslosengeld, Kranken-
kassen-Leistungen. Selbst die Trüm-
merfrauen werden durch Kürzungen
bestraft, und sogar die Blindenrente
wird gekürzt. Doch nicht überall wird
gespart: Nicht bei den Politikern, Ma-
nagern und DGB-Bossen. Sie kassie-
ren schamlos dicke Diäten, überhöhte
Tagegelder, hohe Abfindungen und
Tantiemen. Soll doch der kleine
Mann sparen! Warum bekommen die
Alt-Bundespräsidenten pro Jahr
534 000 Euro fürs Nichtstun bis an
ihr Lebensende? DGB-Chef Sommer
kämpft angeblich für die kleinen Leu-
te – geschätztes Jahresgehalt dank
üppiger Aufsichtsratsposten 167 000
Euro pro Jahr. Verdi-Boss Bsirske ge-
nehmigt sich eine Chef-Vergütung
von 152 000 Euro im Jahr zuzüglich
85 000 Euro für diverse Aufsichts-
ratstätigkeiten. Und da wird dem
kleinen Mann pausenlos eingeredet,
dass es bei Agenda 2010 oder Hartz
IV um die Rettung des Standortes
Deutschland geht. Hartz IV ist der
Systemwechsel vom Sozialstaat zum
Almosenstaat.
Edgar Stein, Illingen


